
Ohne Wahlen keine Demokratie!

Am Sonntag in der Eucharistiefeier. Sie schließt mit dem 
festlichen Lied "Großer Gott, wir loben dich!" Am Diens-
tag in einer Parteiveranstaltung. Am Ende singt man aus be-
sonderem Anlass die Nationalhymne: "Einigkeit und Recht 
und Freiheit." Zwei Tage, zwei emotionale Momente, zwei 
Lieder - der gleiche Mensch. Er lebt nicht in zwei Welten, 
sondern in einer, ein und derselben. Der Bürger geht zur 
Eucharistiefeier, der katholische Christ zur Versammlung 
über Elterngeld oder Klimawandel. Glaube und Politik ge-
hören zusammen, Christsein und gesellschaftliches Engage-
ment, Frère Roger nannte es Kampf und Kontemplation.

Darum gehen uns Katholiken die Bundestagswahlen an. Die 
Demokratie lebt von der Mitverantwortung aller – auch 
von uns. Als Bürgerinnen und Bürger werden wir am 27. 
September über die Zusammensetzung des 17. Deutschen 
Bundestages mit entscheiden. Gerade Zeiten der Krise 
sind eine Bewährungsprobe für die Demokratie als politi-
scher Lebensform der Freiheit. Unsere Stimme zählt.

In unserer Erklärung zur Bundestagswahl "Ohne Wahlen 
keine Demokratie!" haben wir an alle Bürgerinnen und 
Bürger appelliert, wählen zu gehen. Wir haben sie aufgeru-
fen, mit ihrer Wahlentscheidung die notwendigen Voraus-
setzungen für eine handlungsfähige, gemeinwohlorientierte 
und dauerhaft belastbare Politik zu schaffen. Wählen zu 
können ist keine Selbstverständlichkeit. Die Teilnahme an 
Wahlen ist das zentrale Element aktiver Mitwirkung an der 
Politik. Alle Bürgerinnen und Bürger, und damit auch wir 
katholischen Christen, tragen Verantwortung. Wir kön-
nen sie wahrnehmen, wenn wir von unserem Wahlrecht 
Gebrauch machen.

Dabei wissen wir, dass der demokratische Staat seine kon-
stitutiven Grundlagen nicht selber hervorbringen kann. Er 
ist auf gesellschaftliche Institutionen wie Familie, Verbände, 
zivilgesellschaftliche Organisationen und nicht zuletzt die 
Kirchen angewiesen, die die ständige Diskussion über die 
Art und Weise, wie wir in unserem Land zusammenleben 
wollen, mitgestalten müssen. Also auch auf uns Katholiken, 
wo auch immer wir unsere Lieder singen.

15.  Jg.  Nr.  4     12.  September 2009

Stefan Vesper
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Hilfe für werdende Mütter in 
Notlagen
25 Jahre Bundesstiftung "Mutter und Kind – 
Schutz des ungeborenen Lebens"
Hermann Kues

Wo finden Schwangere konkrete Unterstüt-
zung in ihrer besonderen Situation? An wen 
können sie sich wenden, wenn kein Geld da 
ist, um Kleidung für das Baby zu kaufen? Wer 
hilft, wenn eine Wickelkommode benötigt wird? 
Seit der Bundestag im Sommer 1984 mit einem 
entsprechenden Gesetz den Weg frei machte, 
können sich Schwangere in Deutschland an die 
Bundesstiftung "Mutter und Kind – Schutz des 
ungeborenen Lebens" wenden.

Die Stiftung hilft werdenden Müttern in Notlagen 
schnell und unbürokratisch und erleichtert ihnen 
so die Fortsetzung der Schwangerschaft. Das Ziel 
der Bundesstiftung, den Schutz des ungeborenen 
Lebens zu stärken und Schwangerschaftsabbrüche 
zu vermeiden, ist dabei heute so aktuell und wichtig 
wie zu den Zeiten ihrer Gründung.

Helfen kann die Stiftung vor allem bei der Erstaus-
stattung des Kindes und der Einrichtung der Woh-
nung. Höhe und Dauer der Unterstützung richten 
sich dabei nach der individuellen Situation der 
werdenden Mutter. Seit 25 Jahren setzt die Bundes-
stiftung so konkrete Zeichen für den besonderen 
Stellenwert des ungeborenen Lebens.

Die Idee einer öffentlich-rechtlichen Stiftung hat 
sich dabei besonders bewährt. Denn durch die 
Zusammenarbeit mit den bundesweit tätigen Wohl-
fahrtsverbänden kann deren Engagement, Wissen 
und Erfahrung für die Hilfe für Familien in Not im 
Sinn des Stiftungszwecks optimal genutzt werden. 
Durch die Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt 
konnte die Stiftung die finanzielle Unterstützung für 
schwangere Frauen in Notlagen maßgeblich er-
weitern. Und durch das flächendeckende Netz der 
Schwangerschaftsberatungsstellen, die die Anträge 
entgegennehmen, ist schnelle, individuelle Hilfe 
sichergestellt.

Konkrete Hilfe
Rund 150.000 Frauen unterstützt die Stiftung 
jedes Jahr – das ist fast jede fünfte Schwangere in 
Deutschland. Dabei beschränkt sich die Hilfe nicht 
auf finanzielle Unterstützung: In den örtlichen 
Stellen der Schwanger-schaftsberatung erhalten die 

Frauen auch individuelle Beratung, und erfahren 
persönliche Nähe und Verständnis für ihre Situation.

Die Unterstützung durch die Bundesstiftung hat 
aber noch einen weiteren Effekt: Sie wirkt wie ein 
"Türöffner", der den betroffenen Frauen den Zu-
gang zu weiteren Hilfsangeboten erleichtert. Durch 
die Kombination von professioneller Beratung und 
finanzieller Unterstützung können die Helferinnen 
und Helfer den Schwangeren Wege aus der oft als 
aussichtslos wahrgenommenen Situation aufzeigen.

Die Arbeit der Bundesstiftung hat in den vergan-
genen Jahren auch davon profitiert, dass für das 
Kuratorium namhafte Persönlichkeiten aus Poli-
tik, Kirchen, Ärzte- und Wissenschaft sowie der 
Wohlfahrtspflege gewonnen werden konnten. 
Das Kuratorium berät nicht nur den Stiftungsrat, 
sondern wirkt darüber hinaus auch als verstärkte 
Repräsentanz des "Lebensschutzes" in Politik und 
Gesellschaft.

Die Bundesstiftung "Mutter und Kind" ist seit 
einem Vierteljahrhundert ein wichtiges Instrument, 
um die Verantwortung der Eltern zu stärken und 
Krisen und Notlagen in jungen Familien vorzubeu-
gen. Die Stiftung erfüllt diese Aufgabe durch die 
Zusammenarbeit der Verantwortlichen in Bund, 
Ländern und Kommunen, der Kirchen und Wohl-
fahrtsverbände und trägt aktiv zu einem wirksamen 
Kinderschutz bei. Daher ist es nur konsequent, dass 
die Bundesregierung sich entschieden hat, ihre Mit-
tel für 2009 von jährlich mindestens 92 Millionen 
Euro um fünf Millionen Euro zu erhöhen.

Das Internetportal der Bundesstiftung informiert 
über das Angebot von Hilfeleistungen und die 
Antragsvor-aussetzungen und ist mit dem On-
lineangebot der Bundeszentrale für gesundheit-
liche Aufklärung verlinkt, wo die nächstgelegene 
Schwangerschaftsberatungsstelle zu finden ist. Die 
Homepage soll jedoch nicht nur Informationen 
bieten, sondern auch Spenden einwerben. Denn um 
ihre Aufgabe auch in Zukunft weiterhin erfolgreich 
erfüllen zu können, benötigt die Bundesstiftung 
weitere Mittel – Geld, das schwangere Frauen in 
Not schnell, unbürokratisch und direkt unterstützt.

Dr. Hermann Kues, Parlam. Staatssekretär im Bundes-
ministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, 
Sprecher des ZdK für gesellschaftliche Grundfragen, 
Vorsitzender des Kuratoriums der Bundesstiftung

www.bundesstiftung-mutter-und-kind.de

Lebensschutz Bundesstiftung
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Soziale Gerechtigkeit und schu-
lische Bildung
Eine realpolitische Herausforderung
Hermann Josef Abs

Die Debatte um soziale Gerechtigkeit im Bil-
dungssystem hat sich auf Fragen der Schulleis-
tung und Gliederung des Schulwesens verengt. 
Auch unabhängig von diesen Herausforderun-
gen lässt sich ein Zuwachs an Gerechtigkeit 
erzielen.

Schule ist der einzige Ort, an dem staatliche Ge-
staltungsvorgaben für Bildungsprozesse alle Kinder 
und Jugend-lichen erreichen. Deshalb konzentrie-
ren sich gesellschaftliche und staatliche Erwartun-
gen auf die Institution Schule. Heranwachsende 
sollen vorbereitet werden, ihren Lebensunterhalt 
ohne staatliche Transferleistungen zu sichern. 
Sie sollen dazu beitragen, den gesellschaftlichen 
Wohlstand zu sichern. Sie sollen befähigt wer-
den, die künftige Gesellschaft kritisch-konstruktiv 
mitzugestalten. Und schließlich sollen sie die 
Bereitschaft zur Solidarität gegenüber denen ent-
wickeln, die staatlicher Unterstützung bedürfen.

Zieldimensionen

Soziale Gerechtigkeit ist folglich nicht der einzige 
Anspruch, unter dem das Bildungssystem zu beur-
teilen ist, wohl aber, neben den Postulaten Leistung 
und kritische Loyalität, ein Anspruch, der allgemein 
anerkannt ist. Die Zusammenhänge zwischen den 
Zieldimensionen des Bildungswesens – Gerech-
tigkeit, Leistung, Loyalität – sind vielfältig: Loyalität 
gegenüber Staat und Gesellschaft werden sich 
auf Dauer nur vermitteln lassen, wenn Staat und 
Gesellschaft nicht selbst als unwandelbare Prota-
gonisten sozialer Ungerechtigkeit erlebt werden.

Die Entwicklung von Leistungsbereitschaft setzt 
voraus, dass die Individuen eine realistische 
Chance sehen, durch Leistung zur Verbesse-
rung ihrer Situation beizutragen und keine harte 
Diskriminierung aufgrund ihrer Ausgangsbe-
dingungen erfahren. Es gibt also nicht nur eine 
menschenrechtliche und eine sozialpolitische 
Argumentation für mehr soziale Gerechtigkeit im 
Bildungswesen, sondern auch eine realpolitische.

Engführungen

Aktuell wird die Diskussion um soziale Gerech-
tigkeit im Bildungssystem jedoch in mehrfacher 
Weise enggeführt. Erstens werden als Kriterium 
sozialer Gerechtigkeit fast ausschließlich kognitive 
Schulleistungen (z.B. PISA) und formale Qualifi-
kation (Abschlussquoten) benannt, zweitens wird 
als Ursache für fehlende soziale Gerechtigkeit 
dominant auf das mehrgliedrige Schulwesen mit 
seiner frühen Eingangsselektion verwiesen.

Diese doppelte Engführung droht

politische Handlungsspielräume in unproduk-
tiver Weise einzuschränken, weil sowohl Teile 
des Problems als auch mögliche Lösungsansätze 
verdeckt werden. Schlimmer noch: weil ein grund-
legender Systemwandel als alleinige Problemlösung 
angeraten wird, erscheinen alternative Ansätze 
entbehrlich. In diesem Beitrag werden ungleiche 
Chancen auf Bildungsteilhabe sowohl jenseits der 
Gliederung des Schulwesens als auch jenseits des 
Kriteriums der Schulleistung aufgezeigt. Dadurch 
soll der Blick auf Maßnahmen frei werden, durch 
die auch in einem mehrgliedrigen Schulwesen ein 
Zuwachs an Gerechtigkeit erzielt werden kann.

Frühkindliche Betreuung

Aktuell nehmen Kinder mit privilegierten so-
zialen Hintergründen stärker an frühkindlicher 
Betreuung teil als Kinder aus sozial benachtei-
ligten Familien. Zugleich wissen wir, dass für 
Kinder aus bildungsfernen Haushalten, die min-
destens drei Jahren den Kindergarten besucht 
haben, die Wahrscheinlichkeit einer Rückstellung 
vom Schulbesuch von 42 auf 5 Prozent sinkt. 
Weiterhin nimmt die Wahrscheinlichkeit, eine 
weiterführende Schule zu besuchen, mit Dauer 
des Besuchs von Kindertageseinrichtungen zu.

Übergänge am Ende der Grundschule

Der Übergang von der Grundschule in die wei-
terführenden Schulen erfolgt nicht allein gemäß 
den Leistungen. Stattdessen zeigen sich in den 
Übergängen von einer Schulform zur anderen 
Selektionsprozesse, die sozial benachteiligten 
Kindern den Zugang zur Realschule und zum 
Gymnasium erschweren, und die einer sozia-
len Mischung der Gesellschaft zuwiderlaufen.

Bildung Schule
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Besuch des Gymnasiums

Obwohl derzeit in der Regel nur überdurchschnitt-
lich leistungsfähige Kinder von Eltern, die selbst 
die Haupt-schule besucht haben, den Sprung auf 
ein Gymnasium schaffen, scheitert jedes dritte 
dieser Kinder im Gymnasium innerhalb von sechs 
Jahren. Bei Kindern von Eltern mit Abitur scheitert 
dagegen (nur) jedes fünfte Kind. In seiner aktuelle 
Verfasstheit trägt das Gymnasium dazu bei, dass 
sich die soziale Ungleichheit der Chancen in der 
Gruppe seiner Schüler verschärfen. Ein möglicher 
Grund dafür kann darin gesehen werden, dass 
Kindern von Abiturienten in stärkerem Maße 
direkte Hausaufgabenbetreuung oder indirekte 
Unterstützung (Nachhilfe) zukommt. Bislang ist 
es ein Bestandteil des Gymnasiums, dass es einen 
Teil des Bildungsauftrags nach außen in das soziale 
Umfeld der Schüler verlagert.. Ein weiterer Grund 
kann darin bestehen, dass sich der Unterricht 
am Gymnasium weniger aktiv im Umgang mit 
Heterogenität zeigen muss. Die Notwendigkeit 
zur Binnendifferenzierung ist an Gymnasien ge-
ringer ausgeprägt, weil es hier leichter möglich 
ist, Probleme nach außen zu verlagern, indem 
Schüler an andere Schulen abgegeben werden.

Schulen in schwieriger Lage

Vor allem in den Städten bestehen Schulen, de-
ren Besuch keinem Kind oder Jugendlichen 
empfohlen werden kann. Diese Schulen bringen 
ein hohes Risiko mit sich, Opfer von Gewalt zu 
werden. Für die Schüler dieser Schulen ist eine 
Stagnation ihrer Leistungen wahrscheinlich, auch 
können sie keinen Abschluss erwarten, der an-
schlussfähig an den Ausbildungsmarkt ist. Verein-
zelt existieren Konzepte zur organisatorischen 
und pädago-gischen Entwicklung der Arbeit an 
diesen Schulen, insgesamt entsteht jedoch der 
Eindruck, dass hier ein sozial benachteiligter 
Teil der Bevölkerung nicht genügend politische 
und gesellschaftliche Aufmerksamkeit erhält.

Chancen auf einen Ausbildungsplatz

Nach wie vor ist der Schulabschluss die wichtigste 
Voraussetzung für einen Arbeitsplatz. Darin kommt 
die hohe gesellschaftliche Bedeutung der schuli-
schen Vergabe von formalen Qualifikationen zum 
Ausdruck. Deshalb ist es besonders bedenklich, 
wenn es schulische Maßnahmen im Übergang von 

der Schule zum Beruf gibt (z.B. Berufsgrundschul-
jahr, Berufsvorbereitungsjahr), die nur in sehr gerin-
gem Maße zu Abschlüssen beitragen. Hier droht der 
Schule, eine ihrer wichtigsten sozialen Integrations-
funktionen zu verlieren. Weiterhin ist die Bedeu-
tung der schulischen Vergabe von Qualifikationen 
dadurch gefährdet, dass die Korrelation zwischen 
formaler Qualifikation und Kompetenzen, wie bei-
spielsweise der Lesekompetenz, gering ist. Für deut-
sche Jugendliche ist die Chance auf eine Berufs-
ausbildung bei gleichem Leistungsniveau mehr als 
doppelt so groß wie für ausländische Jugendliche.

Chance auf Teilhabe an gesellschaftli-
chem Engagement oder Ehrenamt

Der Präsident des ZdK, Hans Joachim Meyer, hat 
in der Ausgabe der Salzkörner vom 27. Februar 
2009 festge-halten, das Ehrenamt gehe alle an, die 
sich ihrer Verantwortung für ihre Mitmenschen und 
für das gemeinsame Wohl der gesamten Gesell-
schaft bewusst sind. Weiterhin betont Meyer die 
gesellschaftliche Integrationskraft des Ehrenamts 
indem er auf die hohe Anerkennung des Ehren-
amts durch die Gesellschaft verweist. Zugleich 
wissen wir aus der Forschung zum Engagement, 
dass dieses zusätzlich positive Effekte hinsicht-
lich des Selbstbilds und der Leistungsfähigkeit mit 
sich bringt. Vor diesem Hintergrund erscheint es 
bedeutsam, dass die Schule Gelegenheitsstruktu-
ren bereitstellt, die möglichst vielen Kindern und 
Jugendlichen den Weg in ein Ehrenamt erleichtern.

Mit den sechs Punkten werden Problemfelder 
sozialer Gerechtigkeit im Bildungswesen benannt. 
Zu allen Punkten existieren Handlungsansät-
ze und es ist eine politische Aufgabe, nun ent-
sprechende Anreizsysteme weiterzuentwickeln 
schulbezogene Unterstützungsstrukturen zu 
schaffen. So kann auch ein gegliedertes Schul-
system eine stärkere pädagogische Profilierung 
im Bereich der sozialen Gerechtigkeit gewinnen. 
Eine Gesell-schaft, die nicht kontinuierlich nach 
Möglichkeiten sucht, wie Chancengleichheit er-
höht werden kann, schöpft auch ihr Potential zur 
Ausbildung von Leistungsfähigkeit und kritischer 
Loyalität in der nächsten Generation nicht aus.

Prof. Dr. Hermann Josef Abs, Institut für Schulpädago-
gik und Didaktik der Sozialwissenschaften, Universität 
Gießen

Bildung Schule
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Mangelware Zivi?
Zivildienst als Lerndienst

Jedes Jahr im Sommerloch sorgt die Zahl der 
Zivildienstleistenden für Aufmerksamkeit und 
für Aufregung, so kürzlich in Zeitungsartikeln 
unter der Überschrift "Mangelware Zivi". Diese 
Aufregung verstellt den Blick auf die wirklich 
wichtigen und interessanten Entwicklungen im 
Zivildienst, gerade unter dem Aspekt der Ge-
staltung des Zivildienstes als Lerndienst.

Die Geschichte des Zivildienstes ist eine Erfolgs-
geschichte! Dies liegt weniger an der zahlenmä-
ßigen Entwicklung als an der Veränderung in der 
gesellschaftlichen Wahrnehmung. Aber natürlich 
haben die Zahlen auch Konsequenzen für die 
Wahrnehmung. Mehr als 2,5 Millionen Zivis haben 
erlebt und davon erzählt, wie herausfordernd und 
anspruchsvoll, aber auch bereichernd und prägend 
Zivildienst in der Regel ist und wohl jede Familie 
hat schon vom Engagement eines Zivis profitiert.

Zahlen

Die große Linie der Zahlen lässt sich leicht be-
schreiben: Seit Einführung des Zivildienstes im 
Jahre 1961 stiegen die Einberufungszahlen stetig 
an und erreichten 1993 erstmals die 100.000-Mar-
ke. Die Zahl der Einberufungen - anders als die 
von der Dauer des Dienstes abhängige Jahres-
durchschnittszahl - macht deutlich, wie viele junge 
Männer sich für den Zivildienst entschieden haben 
und wie viele junge Männer durch ihn geprägt 
wurden. 1997 war ein Höhepunkt mit einer Zahl 
von mehr als 130.000 Einberufungen erreicht, der 
mit geringen Schwankungen bis 2002 anhielt. Der 
dann folgende Einbruch der Einberufungszahlen 
auf etwa die Hälfte sowie die erneute Trendwende 
2007 und die bis heute anhaltende Steigerung auf 
mehr als 85.000 Zivildienstleistende hängen eng 
mit der jeweiligen Haltung der Politik zusammen.

Schwankungen

Das Bekenntnis der Großen Koalition zur Wehr-
pflicht und zu einem Zivildienst, dessen große 
sozial- und jugendpolitische Bedeutung erstmals in 
einem Koalitionsvertrag festgehalten wurde, war 
die Grundlage für eine verlässliche Planung für 
alle Beteiligten. Und noch ein wichtiger Gedanke 
ist inzwischen Grundlage der Zivildienstpolitik: 

Der Zivildienst ist ein Lernfeld, in dem wichti-
ge Schlüsselkompetenzen vermittelt werden.

Die jährlich wiederkehrenden, saisonalen Schwan-
kungen bei den monatlichen Zivi-Zahlen haben 
einen einfachen Grund: Innerhalb des vorgegebe-
nen Rahmens des staatlichen Pflichtdienstes gibt es 
zahlreiche Elemente der Freiwilligkeit. So suchen 
und finden heute 98,5 % aller Zivildienstpflichti-
gen selbst ihre Dienststelle und vereinbaren mit 
ihr praktisch ohne jede staatliche Einflussnahme 
Dienstbeginn und Einzelheiten der Tätigkeit. Da 
es etwa doppelt so viele anerkannte Zivildienst-
plätze wie Zivildienstpflichtige gibt, haben die 
jungen Männer auch eine tatsächliche Wahl.

Die großen Gestaltungsmöglichkeiten führen wenig 
überraschend dazu, dass die meisten Zivildienst-
leistenden ihren Dienst nach dem Ende der Schul- 
oder Berufsausbildung im Sommer beginnen und 
ihn nach neun Monaten im Frühjahr beenden. Re-
gelmäßig erreicht die Zahl der Zivildienstleistenden 
im Dienst daher im Juni ihren Tiefstand. Wenn eben-
so regelmäßig im Juni oder Juli die geringe Zahl von 
Zivildienstleistenden beklagt wird, ist das daher un-
gefähr so sinnvoll, wie sich im Dezember über die 
geringe Zahl geöffneter Freibäder zu beschweren.

Werbung

Für die Dienststellen ist diese Entwicklung aber 
eine Herausforderung: Einerseits ist nicht vorher-
sehbar, wie viele der angebotenen Plätze nächstes 
Jahr besetzt werden können, insofern wird der 
Einsatz weniger planbar. Andererseits profitieren 
die Dienststellen auch von dieser Entscheidungs-
freiheit, sorgt sie doch für motivierte junge Männer, 
die mit positiver Erwartung in den Zivildienst ge-
hen. Außerdem hat diese Entwicklung den Vorwür-
fen, Zivis würden reguläre Arbeitsplätze besetzen, 
weitgehend den Wind aus den Segeln genommen, 
was auch für die Einrichtungen eine argumentative 
Entlastung ist. Zu ändern wäre diese Situation nur 
durch eine tiefgreifende staatliche Steuerung, die 
von niemandem gewollt wird. Stattdessen haben 
Dienststellen heute die Möglichkeit, über Werbung 
Einfluss auf die Zahl und über gezielte Beratung 
Einfluss auf den Einsatzbeginn der Zivis zu nehmen.

Eine weitere bemerkenswerte Eigenschaft des 
staatlichen Zivildienstes ist die Tatsache, dass 
er praktisch voll-ständig von nicht-staatlichen 
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Einrichtungen durchgeführt wird. Engagierte Ver-
bände und Dienststellen sind für die Durchführung 
und Weiterentwicklung des Zivildienstes uner-
lässlich. Mit rund 6.000 als Zivildienststellen aner-
kannten Einrichtungen und in diesen zusammen 
rund 18.000 Zivildienstplätzen ist der Deutsche 
Caritasverband ein langjähriger und verlässlicher 
Partner - und nur knapp hinter der Diakonie der 
zweitgrößte Anbieter von Zivildienstplätzen.

Ort des Lernens

Schon früh wurde im kirchlichen Bereich aus dem 
Verständnis eines sozialen Friedensdienstes heraus 
der Zivildienst als ein Ort des sozialen Lernens und 
der Auseinandersetzung mit der karitativen Dimen-
sion christlichen Glaubens gestaltet. Diese Ent-
deckung und positive Besetzung des Wehrersatz-
dienstes als Lernfeld war immens wichtig und hat 
sich immer weiter fortgesetzt. Mit seelsorgerischen 
Angeboten, insbesondere auch den Werkwochen 
und Rüstzeiten, begleiten die Kirchen die jungen 
Männer und geben ihnen Gelegenheit, Erfahrungen 
und Erlebnisse aus dem Zivildienst zu reflektieren.

Das wieder steigende Interesse von sozialen 
Einrichtungen an Zivildienstleistenden ist nicht 
zuletzt darin begründet, dass die Zivis durch un-
terstützende Tätigkeiten für mehr Lebensqualität 
sorgen. Sie haben die Zeit zum Zuhören, die den 
Hauptamtlichen oft fehlt, sie schaffen Freiräume 
und entlasten die Hauptamtlichen. Und auch die 
Hoffnung, dass bei mehr Zivis auch mehr junge 
Männer den sozialen Bereich als späteres Berufs-
feld kennen lernen, ist nicht unberechtigt. Schließ-
lich ist der Zivildienst eine einzigartige Chance, 
einer großen Zahl junger Männer die vielfältigen 
Bereiche sozialer Wirklichkeit und sozialer Arbeit 
in Deutschland vorzustellen und sie so nicht nur 
für soziale Themen zu sensibilisieren, sondern sie 
als künftige Botschafter der Einrichtungen und vor 
allem der Klientinnen und Klienten zu verstehen.

Der so begründete Wettbewerb um die Zivis 
wird erfreulicherweise vor allem über die Attrak-
tivität des Einsatzes und der Begleitung geführt. 
Angesichts der aktuellen positiven Rahmenbe-
dingungen im Zivildienst bestehen sehr gute 
Möglichkeiten für die Verbände und die einzelnen 
Dienststellen, über einen attraktiven Dienst für 

eine gute Mund zu Mund-Werbung unter jungen 
Männern zu sorgen. Ein gelungenes Beispiel ist 
das qualifizierte Dienstzeugnis, das ab dem nächs-
ten Jahr Pflicht wird. Dienststellen, die aussage-
kräftige Zeugnisse erstellen, machen damit auch 
deutlich, dass sie ihre Zivildienstleistenden ernst 
nehmen und einen attraktiven Dienst bieten.

Verlängerung

Junge Männer wollen ihren Zivildienst nicht "ab-
reißen", sondern wünschen sich eine sinnvolle 
Zeit mit Erfahrungen für das weitere Leben. 
Besonders begehrt sind Plätze, die neue Er-
fahrungen ermöglichen, in denen der einzelne 
Zivildienstleistende als Mitglied im Team der 
Einrichtung ernst genommen und integriert wird 
und auf denen Lernerfahrungen möglich sind, 
die versprechen, auf dem weiteren persönlichen 
und beruflichen Lebensweg hilfreich zu sein.

Daher bedauern nicht nur viele Dienststellen, son-
dern auch viele Zivildienstleistende selbst, dass der 
Dienst nur neun Monate dauert und so zwischen 
dem Ende des Dienstes im April oder Mai und dem 
Beginn einer Ausbildung oder eines Studiums im 
September oder Oktober eine nicht unerhebliche 
Lücke in der Biografie entsteht. In diesem Zusam-
menhang wird die Möglichkeit einer gesetzlich ge-
regelten freiwilligen Verlängerung (die es auch beim 
Wehrdienst gibt) diskutiert. Viele Dienststellen 
behelfen sich, indem sie den Zivildienstleistenden 
etwa anbieten, nach dem Dienst ein Anschlussprak-
tikum zu absolvieren. Besser wäre es sicher, dies 
in Form einer freiwilligen Zivildienstverlängerung 
inklusive sozialer Absicherung gesetzlich zu regeln.

Der Zivildienst ist inzwischen vollständig akzep-
tiert und es besteht ein gesellschaftlicher Konsens 
darüber, den Zivildienst als Lerndienst zu gestalten, 
also zu fragen, was geschehen muss, damit auch der 
Zivildienstleistende selbst seinen Dienst möglichst 
positiv erlebt. Diese erfreuliche Entwicklung ist 
vor allem eine Frucht des großen persönlichen 
Einsatzes von Generationen von Zivildienst-
leistenden - ganz unabhängig von ihrer Zahl. 

Dr. Jens Kreuter, Bundesbeauftragter für den Zivildienst, 
Berater im ZdK-Sachbereich "Gesellschaftliche Grund-
fragen"

Zivildienst Entwicklungen
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Aus dem Schoß der Erde 
kommt der Schrei Amazoniens
Christen engagieren sich für Klimaschutz

"Ökologie und Mission – Aus dem Schoß der 
Erde kommt der Schrei Amazoniens" war das 
Thema des XII. Ökumenischen Treffens der 
Basisgemeinden Brasiliens (CEBs), das vom 21. 
bis 25. Juli 2009 in Porto Velho im Bundesstaat 
Rondônia, mitten im Amazonasgebiet, stattge-
funden hat. Mehr als 3000 Vertreter der circa 
100.000 CEBs aus ganz Brasilien stellten die 
Lebendigkeit der kirchlichen Basisgemeinden 
und ihre wachsende Zuwendung zu Umwelt-
themen unter Beweis.

Die Augen des globalisierten Kapitals richten sich 
immer mehr auf Amazonien, das über vielseitige 
Bodenschätze verfügt. So gibt es dort Mineralvor-
kommen von Eisen, Zink, Bauxit, Kalium, Niob, 
Mangan, Kassiterit, Gipsit, Blei, Kupfer, Nickel, 
Gold, Diamanten. Außerdem verfügt die Region 
über 20 % der weltweiten Süßwasserreserven und 
30 % der Tier- und Pflanzenarten der Erde und 
ein immenses Energiepotential von fossilen und 
nachwachsenden Rohstoffen.

Doch in Zeiten des Klimawandels ist es der Regen-
wald, der am meisten Aufmerksamkeit weckt. Mit 
seinen 6,5 Millionen Quadratkilometern entspricht 
der Amazonas-Regenwald einem Drittel der 
Tropenwaldreserven des Planeten. Vier Millionen 
Quadratkilometer davon liegen in Brasilien und 
machen 49 % der Landesfläche aus. Es ist ein Privi-
leg und eine enorme Herausforderung für Brasili-
en, der man vor allem in letzter Zeit nicht gerecht 
wird. In den letzten 40 Jahren wurden rund 17 % 
des Regenwaldes zerstört, was einer Fläche größer 
als Frankreich entspricht.

"Entwicklung" versus Umweltschutz
In Brasilien versucht die Regierung des Präsiden-
ten Luís Inácio Lula da Silva in ihrem Streben nach 
Machterhalt das Unvereinbare zu vereinbaren. Das 
Programm zur Beschleunigung des Wachstums 
(PAC) wurde zum Markenzeichen der zweiten 
Amtsperiode Lulas, so wie die erste Amtzeit 
ganz unter dem Zeichen des "Null-Hunger"- Pro-
gramms stand. Mit dem PAC-Programm wird die 
Rolle des Staates als Bereitsteller von Infrastruktur 
wiederbelebt, eine Förderung von Wirtschafts-

wachstum um jeden Preis, ohne Rücksicht auf 
soziale und ökologische Folgen.

Das Leitbild des unbegrenzten Wachstums steht 
den globalen Anforderungen des Klimaschut-
zes diametral entgegen. Man ignoriert damit die 
katastrophalen Folgen der Erderwärmung, die 
zahlreichen klimatischen Extremereignisse, wie 
die Überschwemmungskatastrophen und Dürren 
die Brasilien im letzten Jahr heimgesucht haben. 
Die im internationalen Vergleich herausragenden 
natürlichen Reichtümer Brasiliens verleiten die 
Regierung dazu, die ökologische Krise vor allem als 
Chance für die brasilianische Wirtschaft darzustel-
len. Denn man gibt vor, mit Agrotreibstoffen aus 
Brasilien in der ganzen Welt die CO2-Emissionen 
reduzieren zu können, ohne den Treibstoffver-
brauch reduzieren zu müssen. Hier wird beson-
ders deutlich, dass die Logik des wirtschaftlichen 
Wachstums um jeden Preis die politische Verant-
wortung untergräbt, ein sozial gerechtes, ökolo-
gisch angepasstes und ökonomisch nachhaltiges 
Entwicklungsmodel aufzubauen.

Das Ergebnis dieser Wachstumslogik ist, dass fast 
70 % der Treibhausgas-Emissionen in Brasilien auf 
Brandrodung für die Gewinnung landwirtschaftli-
cher Nutzflächen zurückzuführen sind, 59 % dieser 
Emissionen entstehen durch Rodung des amazo-
nischen Regenwalds. Damit ist Brasilien schon an 
vierte Stelle im weltweiten Ranking der Treibhaus-
gas-Produzenten.

Abgesehen vom Handel mit Tropenholz, Rohstoff-
abbau und der Expansion der Sojaproduktion ist 
die Viehzucht einer der größten Verursacher der 
Zerstörung des Regenwaldes. Zwischen 1990 und 
2003 nahmen die Rindviehbestände in Amazonien 
um 240 % zu und erreichten einen Bestand von 64 
Millionen Stück Vieh, was Brasilien zum weltweit 
größten Fleisch-Exporteur macht. Im Schnitt wird 
alle 18 Sekunden ein Hektar Regenwald in Weide-
land umgewandelt.

Und statt dieser zunehmenden Abholzung entge-
genzuwirken, wurde Ende Juni diesen Jahres vom 
Präsidenten ein Gesetz sanktioniert, das erlaubt, 
Landnahmen öffentlichen Landes in Amazonien zu 
legalisieren, die häufig auf illegaler Basis stattgefun-
den hatten. So verletzt man das Verfassungsprinzip 
der "sozialen Funktion des Landeigentums". Es 
bedeutete erneute Stimulierung von illegalen Land-
nahmen und Zerstörung des Regenwaldes.
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Mit diesem Gesetz ist es möglich staatliche Lände-
reien von bis zu 1.500 Hektar an Privateigentümer 
zu transferieren. Das Programm "Legales Land" 
ermöglicht so die Legalisierung von 67,4 Millionen 
Hektar staatlicher Ländereien, das sich Privat-
personen illegal angeeignet haben. Das entspricht 
etwa 13 % der Fläche Amazoniens.

Hinter dieser Maßnahme stecken strategische 
Überlegungen: Regeln aufzustellen, mit dessen 
Kapital-Investitionen in Amazonien begünstigt 
werden. Nach der Logik des Programms zur För-
derung des Wachstums ist die Legalisierung der 
Landrechtssituation eine Grundvoraussetzung, um 
Investoren für Großprojekte anzuziehen, wie zum 
Beispiel Straßenbauprojekte. Diese Projekte wer-
den neue Impulse für Aneignung und Privatisierung 
des Regenwaldes für ökonomische Zwecke nach 
sich ziehen.

Das Volk als "Wachstumshin-
dernis" und Alternativen
Die Bevölkerung Amazoniens, 20 Millionen 
Einwohner, davon 62 % Stadtbevölkerung, hat am 
wenigsten Bedeutung in diesen Plänen. Die Bevöl-
kerung der Region, die sich durch eine immense 
Vielseitigkeit und Kreativität, aber auch großes Lei-
den auszeichnet, ist mehr Wächter als Zerstörer 
des Regenwaldes. In den Regierungsplänen er-
scheint sie nur als Rechtfertigung der öffentlichen 
Investitionen und in der Werbung für die Pro-
gramme, anstatt dass man sich in den Projekten 
an ihrem Vorbild von Weisheit und Nachhaltigkeit 
orientiert, nach dem Vorbild der Bewegung der 
"florestania", die sich die Bewahrung der Agro-
Biodiversität sowie der kulturellen und sozialen 
Werte Amazoniens auf die Fahnen geschrieben 
hat. Die Regierung hat jeglichen Dialog mit der 
Bevölkerung Amazoniens verweigert.

Es wird zwar von außen Druck auf die brasiliani-
sche Regierung ausgeübt, doch reagieren die Ver-
antwortlichen ohne die grundsätzlichen Weichen 
der wirtschaftlichen Expansionspolitik zu ändern. 
Die Beziehung zwischen den ökonomischen Maß-
nahmen und der Vernachlässigung des Umwelt-
schutzes ist offensichtlich. Die Rolle Brasiliens auf 
dem Weltmarkt der Rohstoffe und Agrarproduk-
te, wie Soja, Fleisch, Zucker bzw. Ethanol nimmt 
zu. Die Produktion dieser "commodities" bringt 
enorme soziale Auswirkungen und Umweltschä-

den mit sich, wie Abholzung, Bodendegradierung 
und einen häufig unterschätzten hohen Verbrauch 
von Wasser. Eine jüngste Studie des WWF belegt, 
das Brasilien jährlich 5,7 Milliarden Kubikmeter 
Wasser verbraucht, um diese Exportgüter für den 
Weltmarkt zu produzieren.

Angesichts dieser Zusammenhänge und in dem 
Bewusstsein, dass man der ökologischen Krise auf 
globaler Ebene begegnen muss, schlagen wir für 
die internationale Umweltpolitik vor:

1.	 Besteuerung umweltschädlicher Aktivitäten, 
des Spekulationskapitals. Die daraus entste-
henden Einnahmen sollen in Präventionsmaß-
nahmen von Umweltkatastrophen und Hilfe 
für deren Opfer investiert werden.

2.	 Intensivierung der Entwicklungszusammen-
arbeit Deutschlands und der Europäischen 
Union mit Ländern, die am stärksten und in 
denen vor allem die arme Bevölkerung vom 
Klimawandel betroffen sind.

3.	 Überarbeitung der Verträge zum Import von 
Ethanol aus Brasilien und anderen Ländern von 
Seiten der deutschen Regierung und der Euro-
päischen Union, unter Einbeziehung strengster, 
verbindlicher Umwelt- und Sozialstandards. 
Abschaffung der Beimischungsquote.

4.	 Ausweitung der Anforderungen auf andere 
Agrarprodukte, die aus Brasilien importiert 
werden, wie zum Beispiel Holz, Fleisch, Soja 
und Agrartreibstoffe etc., die aus illegal gero-
deten Gebieten stammen.

5.	 Starke Reduzierung der Energieverschwen-
dung in Deutschland und den anderen Ländern 
der Europäischen Union.

Mário de Andrade sagte im Jahr 1927: "Das 
Amazonas-Becken ist so gewaltig, dass es die 
Wahrnehmungsmöglichkeiten des Menschen über-
steigt." Angesichts dieser Großartigkeit muss das 
afrikanische Zitat gelten, das Dom Moacir Grecchi, 
Bischof von Porto Velho auf dem XII. Treffen der 
kirchlichen Basisgemeinden aussprach: "Einfache 
Leute, die in unbedeutenden Orten kleine Dinge 
machen, provozieren außerordentliche Verände-
rungen." Das macht Sinn, daran glaube ich.

Bischof Dom Frei Luiz Flávio Cappio und Ruben Siquei-
ra, Übersetzung : Andrea Zellhuber

Klima Brasilien
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Wie stehen Christen in der  
Gesellschaft? 
Die Herausforderungen des 2. Ökumenischen 
Kirchentags 2010

Vom 12. bis 16. Mai 2010 wird in München der 2. 
Ökumenische Kirchentag stattfinden. Er steht unter 
dem Leitwort "Damit ihr Hoffnung habt". Thema-
tisch soll im Mittelpunkt der gemeinsame Einsatz 
der Christen in der Welt stehen.

"Christsein in der Gesellschaft – Christsein für die 
Gesellschaft": mit dieser doppelten Formel haben 
die Veranstalter des Ökumenischen Kirchentags 
dessen inhaltliche Vorbereitung gestartet. Eine 
eingängige, brave Formel? Manchen mag es so 
scheinen. Dass sich die christliche Existenz nicht in 
der privaten Lebensgestaltung und der kirchenin-
ternen Aktivität erschöpfen dürfe, war dies nicht 
der Tenor der immer, vor allem vor politischen 
Wahlen wiederkehrenden Erklärungen von Bi-
schofskonferenzen und Laienversammlungen?

Andere sahen in der Doppelformel "Christsein 
in – Christsein für" den durchschaubaren Versuch, 
den Ball auf das ökumenisch unbelastete Feld 
des Sozialethik zu spielen. Die Konzentration auf 
gesellschaftsethische Themen solle ökumenisch 
entlastend wirken. Zumindest für die Tage um das 
Münchner Großereignis sollten – so die nicht nur 
gelegentlich geäußerte Meinung – die ungelösten 
Probleme des kirchlichen Amtsverständnisses 
oder der eucharistischen Gastfreundschaft in 
den Hintergrund treten. Mögen solche Motive 
im Spiel gewesen sein, so würden sie doch der 
Brisanz der gewählten Thematik nicht gerecht.

Solidarische Zeitgenossenschaft

Christsein in der Gesellschaft meint zunächst, 
dass Christen sich mit dieser Gesellschaft bewusst 
identifizieren. Das schließt ein Mehrfaches ein.

Es bedeutet zunächst – viele wird ein solcher 
Einstieg befremden – ein Wissen um die Geschich-
te des eigenen Landes und ein Einstehen nicht 
nur für deren gelungene Phasen, sondern auch für 
die Wegstrecken einer Verschuldensgeschichte. 
Hier werden sich Christen nicht dahin versteigen 
können, wovor Thomas Mann nach dem großen 
deutschen Desaster schon im Jahr 1945 gewarnt 

hat, "den Richter zu spielen … und sich selbst 
als das ‚gute Deutschland’ zu empfehlen, ganz im 
Gegensatz zum bösen, schuldigen …", mit dem 
man gar nichts zu tun habe. Christen werden 
nicht nur nicht abseits stehen, sondern vorange-
hen, wenn es um die Entwicklung einer Kultur 
der Erinnerung geht. Sie werden dem Vergessen 
der Opfer genauso entgegenwirken wie dem 
Verdrängen belastender Traditionsstränge, die 
keine vordergründige Identifikation erlauben.

"Christsein in der Gesellschaft" erfordert zugleich 
eine differenziert wahrzunehmende Zeitgenossen-
schaft. Damit ist jene Teilnahme der Christen an 
all dem angesprochen, was die Menschen dieser 
Gesellschaft bewegt: an ihren Hoffnungen und 
Ängsten, an ihrer Hochstimmung und Niederge-
schlagenheit, an ihrem Fortschrittswillen und ihrem 
Sicherheitsbedürfnis und vielem anderen mehr. 
Die Konzilsväter haben diese Teilnahme schon im 
ersten Satz der Pastoralkonstitution in einpräg-
same Worte gegossen. Gaudium et spes, Freude 
und Hoffnung, Trauer und Angst der Menschen von 
heute, vor allem der Armen und Bedrängten, seien 
auch Freude und Hoffnung … der Jünger Christi.

Es ist eine Zeitgenossenschaft, die nicht einfach 
die Befindlichkeiten der Menschen registriert, um 
darauf pastoral angemessen reagieren zu können. 
Christen lassen sich ergreifen und sind ergriffen 
von dem, was die Menschen umtreibt. Zugleich 
bedeutet Zeitgenossenschaft in diesem Sinn eine 
Herausforderung im wörtlichen Sinn: herauszu-
treten aus der kleinen Welt des Nahbereichs, die 
Runde der Gleichgesinnten, Gleichgestellten und 
Ebenbürtigen zu verlassen und sich auf die anderen 
einzulassen und sich in ihre Lage zu versetzen.

Schließlich lenkt dieses als bewusste solidarische 
Zugehörigkeit gedeutete Christsein in der Gesell-
schaft den Blick auch in die Zukunft der Gesell-
schaft. Die Solidarität weitet sich und bezieht die 
Nachgeborenen ein. Die Überwälzung von Risiken 
und Kosten auf die Kinder und Kindeskinder wi-
derstreitet diesem zeitlich entgrenzten Verständnis 
von Solidarität. Welche Lebensbedingungen werden 
die heranwachsenden und zukünftigen Genera-
tionen vorfinden? Die Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen tritt damit unweigerlich in den 
Vordergrund. Nicht weniger wird aber auch die 
institutionelle Gestalt von Familie und Staat, von 
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Wirtschaft und Medien ein Erbe sein, das die Nach-
kommen aus unseren Händen empfangen werden.

Wenn man Christsein in der Gesellschaft als 
solidarisches Stehen inmitten der Gesellschaft 
mit ihren gegenwärtigen Gefährdungen und 
Chancen und der daran anknüpfenden Ängste 
und Hoffnungen deutet, wenn man es als solida-
risches Stehen zur Geschichte und zur Zukunft 
der eigenen Gesellschaft interpretiert, dann ver-
bietet sich zumindest eines: der separatistische 
Rückzug von Christen aus der Gesellschaft.

Es verbieten sich alle Bestrebungen, die christliche 
Gemeinde zu einer Art Gegengesellschaft ma-
chen zu wollen. Es verbietet sich, die Geschichte 
des eigenen Landes als schlechthin abgeschlos-
sen zu betrachten und mit einem Schlussstrich 
versehen zu wollen. Und es verbietet sich auch 
jener "Separatismus", der vorgibt, dass jede 
Generation für sich selber sorgen müsse.

Kritische Zeitgenossenschaft

Bereits aus dem Bisherigen ergibt sich, dass 
Christen in der Gesellschaft immer auch zu einer 
kritischen Zeitgenossenschaft herausgefordert 
sind. Die bloße Anpassung an die gesellschaftli-
chen Denk- und Handlungsmuster ist ihnen nicht 
gestattet. Christen müssen gegenüber gesell-
schaftlichen Strömungen und Trends gelegentlich 
auch widerständig sein. Niemand bestreitet dies. 
Vielmehr fragt sich, woher sie ihr kritisches Po-
tential gewinnen, was ihre Widerständigkeit be-
gründet und was ihnen die Augen öffnen könnte, 
um manche gesellschaftlichen Sichtweisen zu 
durchschauen. Denn man sollte sich nicht täuschen. 
Wir Christen sind Kinder dieser Gesellschaft 
und dieser Zeit. Die herrschenden Leitideen sind 
uns nicht fremd und ergreifen von uns Besitz.

Die gesellschaftlichen Präferenzen in Zweifel zu 
ziehen, verlangt ein hohes Maß an Urteilskraft und 
einen festen Lebensstandpunkt. Sich im Trend zu 
wissen, beflügelt. Gegen den Strom zu schwimmen, 
ist schwer. Woher kommt den Christen also die 
Kraft zur Widerständigkeit? Die gemeinsame Syn-
ode der Bistümer in der Bundesrepublik Deutsch-
land hat sich vor fast 35 Jahren in einem abschlie-

ßenden Wort zur gesellschaftsverändern-
den Kraft christlicher Hoffnung bekannt.

Christliche Hoffnung

Die Welt brauche keine Verdoppelung ihrer Hoff-
nungslosigkeit durch Religion, heißt es dort; sie 
brauche und suche das Gegengewicht, die Spreng-
kraft gelebter Hoffnung. "Als Christen schulden 
wir der Welt dies: anschaulich gelebte Hoffnung." 
Die Krise, die wir allenthalben in der Kirche 
verspürten, beruhe, so die Aussage der Synode, 
letztlich nicht auf Anpassungsschwierigkeiten 
gegenüber der Moderne und dem modernen 
Lebensgefühl, sondern auf Anpassungsschwierig-
keiten gegenüber dem, in dem unsere Hoffnung 
wurzelt und aus dessen Sein sie ihre Höhe und 
Tiefe, ihren Weg und ihre Zukunft empfange: Jesus 
Christus mit seiner Botschaft vom Reich Gottes.

Christliche Hoffnung akzeptiert, dass das Werk des 
Menschen immer bruchstückhaft bleibt. Das gilt 
nicht zuletzt auch für seine Bemühungen, das gesell-
schaftliche Zusammenleben zu gestalten, soziale In-
stitutionen aufzubauen und politische, wirtschaftli-
che und gesellschaftliche Ordnungen zu entwerfen.

Christliche Hoffnung fördert eine Kultur des 
Lebens, welche auch die Erfahrung der unheilbaren 
Lage und des Zerfalls der Lebenskraft zulässt und 
nicht als das Unzumutbare auszuschalten versucht. 
Ohne diese Hoffnung ist die Versuchung groß, den 
Begriff des Humanen und das Verständnis einer 
humanen, das heißt einer an der Würde des Men-
schen orientierten Gesellschaft, umzudefinieren.

Und schließlich wiederum eine Sentenz aus dem 
Hoffnungspapier der Synode: "Die Hoffnung 
auf die Auferweckung der Toten, der Glaube 
an die Durchbrechung der Schranke des Todes, 
macht uns frei zu einem Leben gegen die reine 
Selbstbehauptung … Diese Hoffnung stiftet uns 
dazu an, für andere da zu sein und das Leben 
anderer durch Solidarität zu verwandeln."

Prof. Dr. Alois Baumgartner, Professor für Christliche 
Sozialethik an der Ludwig-Maximilians-Universität 
München, Mitglied des Vorstands des Gemeinsamen 
Präsidiums des 2. Ökumenischen Kirchentages

www.oekt.de

Ökumenischer Kirchentag Thematik
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Deutsch-polnische Aussöhnung

Der Hauptausschuss des ZdK hat bei seiner 
Sitzung am 4. September 2009 des Ausbruchs des 
2. Weltkrieges vor 70 Jahren und des Falls des 
Eisernen Vorhangs vor bald 20 Jahren gedacht.

Beide Daten, so erinnerte ZdK- Präsident Prof. 
Dr. Hans Joachim Meyer, seien untrennbar mit 
Polen verbunden. Mit dem Einmarsch der Wehr-
macht in Polen habe das nationalsozialistische 
Deutschland unvorstellbares Leid nicht nur über 
Europa, sondern die gesamte Welt gebracht. "Mit 
Trauer, tiefer Scham und Entsetzen stehen wir 
auch heute noch vor den Millionen von Opfern, 
die NS-Rassenpolitik und Vernichtungskrieg ge-
fordert haben: Juden, Sinti und Roma, politisch 
Andersdenkende, Homosexuelle, Behinderte, 
Soldaten und Zivilisten", bekannte Meyer wörtlich.

Er erinnerte daran, dass der Krieg und die deut-
sche wie auch die sowjetische Okkupation in Polen 
das Auslöschen jüdischen Lebens, die Ermordung 
der polnischen Elite, Terror gegen die Zivilbevöl-
kerung, Zwangsarbeit, den Verlust der Heimat für 
viele - Deutsche und Polen - in Folge von Um-
siedlungen, Flucht und Vertreibung bedeuteten.

Nach 1945 habe der größte Teil Deutschlands die 
Chance gehabt, einen demokratischen Rechtstaat 
aufzubauen. Dagegen sei für die ostmitteleuropäi-
schen Staaten und für Ostdeutschland das Ende des 
Krieges keiner Befreiung gleichgekommen. Sie seien 
vielmehr fortan kommunistischen Diktaturen aus-
gesetzt gewesen, die ihren Anfangspunkt im Hitler-
Stalin-Pakt hatten. Noch heute litten sie unter den 
schmerzlichen Folgen. "Dem Mut der Menschen, 
die in der DDR, Ungarn, der Tschechoslowakei 
und insbesondere Polen (Solidarnosc) für ihre 
Freiheit gekämpft haben, haben wir es zu verdan-
ken, dass die Überwindung der Spaltung Europas, 
die wir in unserer deutsch-polnischen Erklärung 
vom August 1989 gefordert haben, heute Realität 
ist", unterstrich der ZdK-Präsident wörtlich.

Der 2. Weltkrieg sei ein Tiefpunkt in den über die 
Jahrhunderte hinweg immer wieder spannungs-
geladenen deutsch-polnischen Beziehungen ge-
wesen, so Meyer weiter. Umso größer wiege das 
Verdienst all derer, die sich in den vergangenen 
Jahrzehnten für Verständigung und Aussöhnung 
zwischen Deutschland und Polen eingesetzt 

hätten. Insbesondere katholische Laien hätten 
ab Mitte der 50er Jahre den Kontakt gesucht, 
so zum Beispiel Pax Christi, Adalbertus-Werk, 
Maximilian-Kolbe-Werk, Aktion Sühnezeichen, 
später auch Renovabis. Das ZdK habe den Kon-
takt unter anderem zu KIK und Znak gepflegt.

Meyer erinnerte auch an den Briefwechsel der 
Bischöfe 1965 während der letzten Konzilstage: 
"Er war ein Meilenstein im deutsch-polnischen 
Dialog". Die vor kurzem veröffentlichte Erklärung 
der Vorsitzenden der deutschen und polnischen 
Bischofskonferenz führe diesen Dialog verdienst-
voll fort, ohne schwierige Fragen auszuklammern. 
Ausdrücklich dankte der ZdK-Präsident für diese 
Erklärung: "Aus dem Geist der Versöhnung, zu dem 
uns Jesus Christus befreit hat, konnten die Bischöfe 
die geschichtliche Wahrheit, trotz ihrer trennen-
den Härte, so aussprechen, dass sie die Menschen 
in Polen und Deutschland zusammenführt. So 
sind sie gemeinsam der Herausforderung dieses 
tragischen Termins der europäischen Geschich-
te gerecht geworden. Und so findet die Kirche 
auch den Weg zu den Herzen der Menschen".

Der Präsident des ZdK rief dazu auf die Erin-
nerung an das Vergangene wach zu halten.

Dabei werde es auch immer wieder unter-
schiedliche Wahrnehmungen und Konflikte der 
Geschichte geben. Besonders in Politik, Medien 
und Schule gelte es, Verantwortung für einen 
wahrhaften Umgang miteinander auf dem Weg zu 
einer gemeinsamen europäischen Erinnerungs-
kultur, die vom unbedingen Respekt vor den 
Wünschen aller Menschen lebt, zu übernehmen.

Dr. Rolf Schumacher über-
nimmt neue Aufgabe

Der Leiter der Arbeitsgruppe "Kirche und Ge-
sellschaft" im Generalsekretariat des ZdK, Dr. 
Rolf Schumacher, ist bei der Kommunalwahl am 
30. August 2009 zum Bürgermeister der Ge-
meinde Alfter gewählt worden. Er wird sein 
neues Amt am 21. Oktober 2009 antreten.

Schumacher war seit 1987 – mit einer Un-
terbrechung, in der er stellvertretender Di-
rektor der Katholischen Akademie in Berlin 
war – im Generalsekretariat des ZdK tätig. 

Aus der Arbeit des ZdK



Mentoring-Programm für 
Studentinnen mit Behinderung
Erfahrungen des Hildegardis-Vereins

2008 startete der Hildegardis-Verein das bun-
desweit erste Mentoring-Projekt für Studen-
tinnen mit Behinderung. Damit erweitert der 
Verein sein Förderangebot, dessen wichtigstes 
Instrument seit über 100 Jahren die Vergabe von 
zinslosen Studiendarlehen an Frauen ist.

Dem Hildegardis-Verein geht es darum, Poten-
ziale und Kompetenzen von Studentinnen zu 
stärken und Frauen biogra-phiebegleitend auf 
ihrem Bildungsweg zu unterstützen. Der Ver-
ein fördert ohne Altersbegrenzung, unabhängig 
von Qualifizierungsziel und Fachrichtung oder 
Hochschullaufbahn, also auch Zusatzstudien-
gänge und andere Ausbildungsabschlüsse.

Laut Statistik lebten 2006 19 % der Studierenden 
in Deutschland mit einer Behinderung. Bei den 
Behinderungsarten überwiegen (mit insgesamt 
16 %) die chronischen Erkrankungen – eine "Be-
hinderung", die man nicht unbedingt sieht, die 
aber das tägliche Leben nachhaltig bestimmt.

In einer Erhebung des Hildegardis-Vereins in 2007 
formulierten Studentinnen mit Behinderung für 
sich folgenden Förderbedarf: individuelle Begleitung; 
Einblick bereits zu Studienzeiten in berufliche Netz-
werke, da durch erhöhten Zeitbedarf im Studium 
weniger freie Valenzen für Nebenjobs bestehen; 
Unterstützung bei der "Emanzipation" von den in 
ihrer Lebenssituation oft so omnipräsenten Eltern.

Auf diesen Förderbedarf mit einem maßge-
schneiderten Programm zu reagieren, gelang 
dem Hildegardis-Verein dank einer Drittmit-
telzuwendung von der Contergan-Stiftung für 

behinderte Menschen. Das Mentoring-Programm 
eröffnet Studentinnen mit Behinderung durch die 
Vermittlung einer Mentorin/eines Mentors indi-
viduelle Beratung, Zugang zu beruflichen Netz-
werken und ermutigendem Austausch in einer 
Gruppe von Gleichgesinnten. Das Programm 
will besonders Frauen in einer Übergangspha-
se, beim Eintritt ins Studium und beim Über-
gang vom Studium in den Beruf, unterstützen.

Das Programm ist wie folgt angelegt: Die (ehren-
amtlichen) Mentorinnen und Mentoren, mit de-
nen die 20 ausgewählten Studentinnen (Mentees) 
jeweils ein "Tandem" bilden, sind berufserfahrene 
Akademikerinnen und Akademiker, die überwiegend 
selbst mit einer Behinderung leben. Kernstück der 
einjährigen Zusammenarbeit sind die monatlichen 
Kontakte der Tandems. Sie werden durch gemein-
same Veranstaltungen der gesamten Gruppe zum 
Auftakt, zur Halbzeit und zum Abschluss ergänzt.

Erfahrungen der ersten Mentoring-Gruppe, die 
2009 begann, zeigen, dass die Art und Weise, wie 
die Tandemkontakte gestaltet werden, so unter-
schiedlich ist wie die beeindruckenden Biographien 
der Teilnehmenden selbst. Einige Mentees haben 
die Mentoren an ihrem Arbeitsplatz aufgesucht, 
andere Kontakte fanden bei der Mentee statt, je 
nach Kommunikationsbedarf erfolgten die Kon-
takte über Telefonate, Schreibgespräche, Chats 
oder persönliche Treffen. Übereinstimmend ha-
ben die Mentees auch den Austausch innerhalb 
der Mentee-Gruppe als hilfreich bewertet.

Zwei weitere Durchläufe mit je 20 Mentee-Plätzen 
beginnen im Januar 2010 und im Januar 2011. Das 
Projekt wird durch die Universität Kassel evaluiert.

Eva M. Welskop-Deffaa, stellvertretende Vorsitzende 
des Hildegardis-Vereins, Birgit Mock, Geschäftsführerin, 
Mitglieder des ZdK

www.hildegardis-verein.de

An dieser Stelle bitten wir künftig Mitglieder des ZdK, über erfolgreiche gesellschaftspolitische Initiativen aus dem 
eigenen Verband, dem eigenen Diözesanrat oder dem eigenen beruflichen Umfeld zu berichten. Falls Ihnen ein Beitrag 

vorschwebt, wenden Sie sich gerne an die Redaktion!


